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Vorwort

Das vorliegende Buch ist eine überarbeitete Fassung meiner Dissertations-
schrift, die im Sommersemester 2020 von der Juristischen Fakultät der Univer-
sität zu Köln angenommen wurde. Literatur und Rechtsprechung konnten bis 
Ende November 2020 berücksichtigt werden. Zudem habe ich die Vorschläge 
der EU-Kommission für einen neuen Asyl- und Migrationspakt aus dem Sep-
tember 2020 in den Text eingearbeitet.

Besonderer Dank gilt meinem Doktorvater Prof. Dr. Burkhard Schöbener für 
die lehrreiche Zeit als Mitarbeiterin an seinem Lehrstuhl, die vorbildliche Be-
treuung, das stets offene Ohr, die vielen Denkanstöße und die überaus schnel-
le Durchsicht der Arbeit. Prof. Dr. Dr. h. c. Dr. h. c. Angelika Nußberger M. A. 
danke ich herzlich für die außerordentlich zügige Anfertigung des Zweitgut-
achtens und ihre Bereitschaft, mir als Mentorin im Rahmen des Cornelia Harte 
Mentoring-Programms der Universität zu Köln mit Rat und Tat zur Seite zu ste-
hen. Beiden möchte ich an dieser Stelle auch noch einmal ganz herzlich meinen 
Dank dafür aussprechen, dass sie mir Einblicke in ihre Arbeit als Hochschul-
lehrerin bzw. Hochschullehrer gegeben, meine zahlreichen Fragen beantwortet 
und mich damit in meinem Wunsch bestärkt haben, den Weg in die Wissen-
schaft weiter zu beschreiten.

Danken möchte ich auch denjenigen, die sich mit mir auf die abenteuerliche 
Reise hin zur Promotion begeben haben: Meinen Kolleginnen und Kollegen 
am Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Völker- und Europarecht der Universität 
zu Köln, den Teilnehmerinnen des Frankfurter Juristinnenkolloquiums sowie 
zahlreichen weiteren Mitdoktorandinnen und Mitdoktoranden. Auch wenn jede 
bzw. jeder letztendlich seinen bzw. ihren eigenen Dissertationspfad erkundet, 
bin ich ihnen sehr dankbar für gemeinsame Mittagessen und Kaffeepausen, 
viele anregende Gespräche und aufbauende Worte. Besonders danken möchte 
ich an dieser Stelle – auch z. T. für das sorgfältige Korrekturlesen und Kom-
mentieren dieser Arbeit – Samira Akbarian, Lukas Boczek, Anna Börger, Vere-
na Heil, Lars Kroemer, Gesa Krüger und Markus Meier.

Diese Arbeit ist an vielen verschiedenen Orten entstanden. Entscheidende 
Impulse – insbesondere zum Grundsatz des gegenseitigen Vertrauens – habe 
ich von Dr. Evelien Brouwer in ihrem Kurs zum europäischen Asyl- und Mi-
grationsrecht im Rahmen der Summerschool des European University Instituts 
gewonnen. Der anschließende Forschungsaufenthalt in der phänomenal aus-
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gestatteten Bibliothek des EUI in Florenz hat mir diverse englisch- und fran-
zösischsprachige Quellen erschlossen und ich danke an dieser Stelle nochmals 
herzlich meinem Doktorvater, dass er mir die Freiheit für diesen Aufenthalt ge-
geben hat. Gedankt sei auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Deut-
schen Nationalbibliothek in Frankfurt am Main, die mir insbesondere in der 
Endphase dieses Projektes regelmäßig hohe Bücherstapel ausgehändigt haben. 
Der Druck dieser Arbeit wurde durch einen großzügigen Zuschuss des Bundes-
ministeriums des Innern, für Bau und Heimat unterstützt.

Schließlich hätte ich dieses Projekt nicht fertigstellen können, ohne den Zu-
spruch, das Vertrauen und die unterstützenden Worte meiner Familie, Freun-
dinnen und Freunde. Unter den vielen großartigen Menschen, die mein Leben 
bereichern, möchte ich meine seit jeher loyalste Unterstützerin Anna-Sophie 
Lührs sowie Thorben Glaser herausstellen. Ohne die frühsten Förderer meines 
Forschungsgeistes, die mir Wissensdurst und Lust am Lernen vermittelt haben, 
hätte ich diesen Weg wohl nie beschritten: Meine Eltern Bärbel Gödicke-Lührs 
und Dieter Lührs sowie meine Großmutter Elfriede Gödicke. Ihnen ist diese Ar-
beit in tiefer Dankbarkeit gewidmet.

Frankfurt am Main, im November 2020� Lisa-Marie Lührs
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Einleitung

§ 1  Einführende Darstellung

Im Zuge der sogenannten Flüchtlingskrise kamen insbesondere seit 2015 viele 
Menschen nach Europa, um den Kriegen im Nahen Osten zu entfliehen.1 Da-
rüber, ob ihnen Asyl bzw. subsidiärer Schutz gewährt wird, entscheidet jeder 
EU-Mitgliedstaat eigenständig nach seinem jeweiligen nationalen Recht. Die 
vorab zu klärende Frage, welcher Staat für welchen Antrag auf internationa-
len Schutz zuständig ist, regelt jedoch das Europarecht in Form der Dublin-
III-Verordnung2. Die darin vorgesehene Zuständigkeitsverteilung wird durch 
das weit verbreitete Phänomen der sogenannten Sekundärmigration erschwert: 
Schutzsuchende ziehen vom eigentlich zuständigen Staat in einen anderen, 
weil sie dort bereits Verwandte oder Bekannte haben oder sich bessere Le-
bensbedingungen erhoffen. Die innereuropäischen Dublin-Überstellungen die-
nen dazu, die in der Dublin-Verordnung niedergelegten Zuständigkeiten zu 
wahren und die in der EU schutzsuchenden Personen in den für ihren An-
trag zuständigen Staat zu verbringen. Dieses Verfahren betrifft eine Vielzahl 
von Schutzsuchenden und hat über die Jahre immer stärker an Bedeutung 
gewonnen: 2019 nahm Deutschland rund 6.000 Menschen aus anderen am 
Dublin-System teilnehmenden Staaten auf und überstellte selbst rund 8.500 
Personen.3

1  Siehe dazu ausführlich Luft, Flüchtlingskrise; Überblick bei Göbel-Zimmermann/​Eich-
horn/​Beichel-Benedetti, Asylrecht, Rn. 1019 ff.; Langenfeld, NVwZ 2019, 677 (679 ff.); Op-
permann/​Classen/​Nettesheim, Europarecht, § 3, Rn. 17 ff.

2  Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für 
die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat 
gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (Neufassung), ABl. EU Nr. L 180 v. 
29.06.2013, S. 31–59. Im Folgenden: Dublin-III-VO.

3  Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Aktuelle Zahlen, Ausgabe Dezember 
2019, S. 10.

Zwischen Januar und November 2020 nahm Deutschland 3.982 Menschen aus anderen am 
Dublin-System teilnehmenden Staaten auf und überstellte selbst 2.755 Personen (vgl. Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge, Aktuelle Zahlen, Ausgabe November 2020, S. 10). Auf-
grund der Covid-19-Pandemie wurden im Jahr 2020 sehr viel weniger Überstellungen vor-
genommen als in den Vorjahren.
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A.  Problemaufriss

Die Anzahl überstellter Personen von Deutschland in andere Dublin-Staaten 
hat von 2015 bis 2018 stark zugenommen und erreichte 2019 einen ähnlich 
hohen Stand wie der bisherige Höchstwert des Vorjahres von rund 9.200 Dub-
lin-Überstellten.4 Die mit Abstand meisten Personen überstellt Deutschland seit 
Jahren nach Italien.5 Mit großem Abstand folgen in der Überstellungsstatistik 
Deutschlands große Nachbarländer Frankreich6 und Polen7. Dabei ist die Quote 
tatsächlich durchgeführter Überstellungen im Verhältnis zu den Übernahme-
ersuchen8 bzw. zu den Übernahmezustimmungen9 mit 17,2 % bzw. 28,4 % im 
Jahr 2019 relativ niedrig, steigt aber seit Jahren kontinuierlich an.10 Es ist davon 
auszugehen, dass sich der Anstieg der Überstellungsquote fortsetzen wird, so-
dass Dublin-Überstellungen auch zukünftig ein zentrales Thema der Asyl- und 
Migrationspolitik bleiben werden. Dies unterstreicht auch der Umstand, dass 
2018 jedes dritte Asylverfahren vor dem BAMF ein sogenannter Dublin-Fall 
war.11

4  Erfolgte Überstellungen von Deutschland in andere Dublin-Staaten: 8.423 Personen im 
Jahr 2019, 9.209 Personen im Jahr 2018, 7.102 Personen im Jahr 2017, 3.968 Personen im Jahr 
2016 und 3.597 Personen im Jahr 2015. Vgl. (auch für die in den folgenden Fußnoten genann-
ten Daten) Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Übersicht zu den Prüffällen und Über-
nahmeersuchen nach der Dublin-Verordnung, Jahrgänge 2015–2019, abrufbar unter: https://
www.proasyl.de/thema/fakten-zahlen-argumente/statistiken/ (30.11.2020).

Zwischen Januar und November 2020 wurden 2.755 Personen von Deutschland in ande-
re Dublin-Staaten überstellt (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Aktuelle Zahlen, 
Ausgabe November 2020, S. 10). Aufgrund der Covid-19-Pandemie wurden im Jahr 2020 sehr 
viel weniger Personen überstellt als in den Vorjahren.

5  Von Deutschland nach Italien überstellte Personen: 2.575 Personen im Jahr 2019, 2.848 
Personen im Jahr 2018, 2.110 Personen im Jahr 2017, 916 Personen im Jahr 2016 und 861 Per-
sonen im Jahr 2015.

6  Von Deutschland nach Frankreich überstellte Personen: 1.212 Personen im Jahr 2019, 
753 Personen im Jahr 2018, 530 Personen im Jahr 2017, 205 Personen im Jahr 2016 und 427 
Personen im Jahr 2015.

7  Von Deutschland nach Polen überstellte Personen: 508 Personen im Jahr 2019, 691 Per-
sonen im Jahr 2018, 939 Personen im Jahr 2017, 884 Personen im Jahr 2016 und 556 Personen 
im Jahr 2015.

8  Quote tatsächlich durchgeführter Überstellungen von Deutschland in andere Dublin-
Staaten im Verhältnis zu den gestellten Übernahmeersuchen: 2019 = 17,2 %; 2018 = 16,7 %; 
2017 = 11,0 %; 2016 = 7,1 %.

9  Quote tatsächlich durchgeführter Überstellungen von Deutschland in andere Dublin-
Staaten im Verhältnis zu den Zustimmungen zur Übernahme: 2019 = 28,4 %; 2018 = 24,4 %; 
2017 = 15,2 %; 2016 = 13,5 %.

10  Gründe für die Diskrepanz sind, dass der die Zuständigkeitsprüfung durchführende 
Staat das Selbsteintrittsrecht ausübt, Überstellungshindernisse bestehen, die betroffene Person 
untertaucht oder nicht auffindbar ist, vgl. Luft, Flüchtlingskrise, S. 72.

11  Süddeutsche Zeitung v. 21.01.2019, S. 6.
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Nicht verwunderlich ist die hohe Anzahl von Übernahmeersuchen Deutsch-
lands an die EU-Grenzstaaten Griechenland12, Italien13, Bulgarien14 und Un-
garn15, kommen dort doch die meisten Menschen aus Drittstaaten erstmals in 
einem EU-Mitgliedstaat an. Auffällig ist jedoch, dass den vielen Übernahme-
ersuchen in diese vier Staaten nur sehr wenige tatsächlich erfolgte Überstellun-
gen gegenüberstehen. Besonders krass ist die Divergenz im Falle Griechenlands, 
wohin im Jahr 2019 trotz fast zehntausend Übernahmeersuchen gerade einmal 
zwanzig Überstellungen erfolgten.16 Die sehr geringe Überstellungsquote hängt 
mit den dortigen sehr schlechten Bedingungen für Schutzsuchende zusammen. 
Nach den Ausführungen im EuGH-Urteil N. S. u. a. bestehen in Griechenland 
hohe Hürden bei der Asylantragstellung: Die notwendigen Formalitäten seien 
schwierig zu erfüllen, die Antragstellerinnen und Antragsteller würden nicht aus-
reichend informiert und unterstützt, ihre Anträge nicht aufmerksam geprüft. Die 
Asylgewährungsquote in Griechenland sei äußerst niedrig und der Rechtsweg 
unzureichend und sehr schwierig zugänglich. Auch die Aufnahmebedingungen 
seien ungenügend: So würden Asylsuchende entweder unter unangemessenen 
(Haft-)Bedingungen festgesetzt oder lebten im Elend ohne Obdach und Nahrung 
im Freien.17 Die desolaten Zustände in griechischen Unterbringungseinrichtun-
gen prangert auch die EGMR-Entscheidung M. S. S. an: Die Einrichtungen seien 
massiv überbelegt, Schutzsuchende müssten auf dem Boden schlafen, wobei so 
wenig Platz vorhanden sei, dass sich nicht alle Personen gleichzeitig hinlegen 
könnten. Die Zellen seien unerträglich heiß, die Schutzsuchenden hätten keinen 
Zugang zu sauberem Wasser und müssten daher aus den Toiletten trinken. Der 
Zugang zu den verdreckten sanitären Anlagen sei wiederum stark eingeschränkt, 
Seife und Toilettenpapier nicht vorhanden.18 Droht eine Verbringung in einen 
solchen Staat, wehren sich die Betroffenen dagegen häufig rechtlich und berufen 
sich dabei insbesondere auf die EMRK oder die GRCh.

Die Bedeutung der europäischen Grund- und Menschenrechte als Schutz 
gegen Dublin-Überstellungen wird mit der anvisierten Änderung der Dublin-

12  9.870 Ersuchen zu 20 Überstellungen von Deutschland an Griechenland im Jahr 2019, 
7.079 Ersuchen zu 6 Überstellungen im Jahr 2018.

13  14.175 Ersuchen zu 2.575 Überstellungen von Deutschland an Italien im Jahr 2019, 
17.286 Ersuchen zu 2.848 Überstellungen im Jahr 2018, 22.706 Ersuchen zu 2.110 Überstel-
lungen im Jahr 2017, 13.010 Ersuchen zu 916 Überstellungen im Jahr 2016.

14  851 Ersuchen zu 21 Überstellungen von Deutschland an Bulgarien im Jahr 2019, 1.437 
Ersuchen zu 43 Überstellungen im Jahr 2018, 3.101 Ersuchen zu 102 Überstellungen im Jahr 
2017, 4.899 Ersuchen zu 95 Überstellungen im Jahr 2016.

15  32 Ersuchen von Deutschland an Ungarn im Jahr 2019, 585 Ersuchen im Jahr 2018, 
3.304 Ersuchen zu 31 Überstellungen im Jahr 2017, 11.998 Ersuchen zu 294 Überstellungen 
im Jahr 2016. Für die Jahre 2019 und 2018 liegen keine Angaben zu den erfolgten Überstel-
lungen von Deutschland nach Ungarn vor.

16  9.870 Ersuchen zu 20 Überstellungen von Deutschland an Griechenland im Jahr 2019.
17  Zum Ganzen EuGH, Urt. v. 21.12.2011, Rs. C-411/10 und C-493/10, Rn. 44 – N. S. u. a.
18  Zum Ganzen EGMR, Urt. v. 21.01.2011, Rs. 30696/09, Rn. 230 – M. S. S.
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III-VO zukünftig noch zunehmen: Im Entwurf einer vierten Dublin-Verord-
nung19 von 2016 war vorgesehen, dass Fristen wegfallen, bei deren Nichtein-
haltung früher die Zuständigkeit auf den prüfenden Staat übergegangen und 
eine Überstellung obsolet geworden wäre.20 Auch im Entwurf der Asyl- und 
Migrationsmanagement-Verordnung21 von 2020, welche den nicht mehrheits-
fähigen Dublin-IV-Kommissionsvorschlag ersetzt, führt der Ablauf von Fristen 
nur noch in begrenzten Fällen zu einem Zuständigkeitswechsel.22 Mangels be-
grenzender Fristen werden sich Dublin-Verfahren nicht mehr durch Zeitablauf 
erledigen und es somit voraussichtlich auch zu mehr Dublin-Überstellungen 
kommen. Hinzu kommt, dass die Verfahren zur Asylzuständigkeitsbestimmung 
ohne fristablaufsbedingte Zuständigkeitswechsel von den Dublin-Staaten kon-
sequenzlos verschleppt werden können, was wiederum dazu führt, dass sich 
mehr Schutzsuchende auf der Suche nach Abhilfe in andere Dublin-Staaten 
begeben und rücküberstellt werden müssen.23 Die Änderungspläne führen au-
ßerdem zu Einschränkungen bzw. weitgehenden Streichungen der vom EuGH 
entwickelten subjektiven Rechte von Schutzsuchenden aus den Zuständigkeits- 
und Fristenregelungen der Dublin-III-VO24. Auch hierdurch wird eine Berufung 
auf Grund- und Menschenrechte gegen Dublin-Überstellungen weiter an Rele-
vanz gewinnen. Es ist also von zentraler Bedeutung, einheitliche Maßgaben für 
einen europäischen Grund- und Menschenrechtsschutz herauszuarbeiten.

B.  Untersuchungsgegenstand

Diese Arbeit untersucht den europäischen Grund- und Menschenrechtsschutz 
gegen sogenannte Dublin-Überstellungen. Das Dublin-Verfahren verpflichtet 

19  Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Fest-
legung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung 
eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten 
Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (Neufassung), COM (2016) 270 v. 04.05.2016. 
Im Folgenden: Dublin-IV-Kommissionsvorschlag.

Siehe zum Entwurf einer Dublin-IV-VO und den darin vorgesehenen Änderungen 
§ 2 B. I. 4. auf S. 24 f.

20  Vgl. Artt. 26, 30 Dublin-IV-Kommissionsvorschlag.
21  Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the Council on asylum and 

migration management and amending Council Directive (EC) 2003/109 and the proposed Re-
gulation (EU) XXX/XXX [Asylum and Migration Fund], COM (2020) 610 final, 2020/0279 
(COD). Im Folgenden: AMM-VO-Kommissionsvorschlag.

Siehe zum Entwurf einer Asyl- und Migrationsmanagement-Verordnung und den darin an-
visierten Änderungen § 2 B I 5. auf S. 17 f.

22  Beispielsweise ist ein Zuständigkeitswechsel bei nicht rechtzeitigem Wiederaufnahme-
gesuch (Art. 23 III Dublin-III-VO) in der korrespondierenden neuen Vorschrift (Art. 31 AMM-
VO-Kommissionsvorschlag) nicht mehr vorgesehen.

23  Pelzer, Rechtsstellung, S. 252.
24  Siehe dazu z. B. Hruschka, Asylmagazin 2009, 5 (5 ff.); Kleinlein, DÖV 2016, 1032 

(1032 ff.); Lehnert/​Pelzer, ZAR 2010, 41 (41 ff.); Nees, AL 2019, 90 (99 f.).
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den überstellenden Staat nicht dazu, die von der betroffenen schutzsuchenden 
Person vorgebrachten Fluchtgründe zu untersuchen. Der Staat muss allein prü-
fen, ob ein anderer Staat nach der Dublin-III-VO für die Prüfung des Asyl-
antrages zuständig ist und ob bezüglich des zuständigen Staates irgendwel-
che Hindernisse bestehen, warum von einer Überstellung dorthin abzusehen 
ist. Dieses System der Zuständigkeitsallokation verwehrt es den Schutzsuchen-
den, den Staat ihrer Asylantragsstellung selbst zu wählen oder Präferenzen an-
zugeben. Das Dublin-System ist damit zwar vorgeblich als rein bürokratisches 
Verteilungssystem von Schutzsuchenden ausgestaltet; es beeinflusst durch die 
strikte Zuteilung aber entscheidend die Lebensbedingungen, Anerkennungs-
aussichten, Einbürgerungs- und Integrationsperspektiven der betroffenen Per-
sonen.25 Deshalb ist in den nationalen Gerichtsverfahren gegen Dublin-Über-
stellungen insbesondere die Berufung auf Grund- und Menschenrechte von 
zentraler Bedeutung.26 Der europäische Grund- bzw. Menschenrechtsstandard 
bezüglich Dublin-Überstellungen wird anhand von drei zentralen Fragestellun-
gen untersucht: Der Herausarbeitung von Dublin-Überstellungen als eigenstän-
dige grund- bzw. menschenrechtliche Fallgruppe (I.), der Systematisierung des 
europäischen Grund- und Menschenrechtsschutzes hinsichtlich Dublin-Über-
stellungen (II.) sowie der Bedeutung des Grundsatzes des gegenseitigen Ver-
trauens im Dublin-Kontext (III.).

I.  Dublin-Überstellungen als eigenständige grund- 
bzw. menschenrechtliche Fallgruppe

Um bestimmen zu können, ob und – wenn ja – welche besonderen Vorausset-
zungen beim Grund- bzw. Menschenrechtsschutz gegen Dublin-Überstellungen 
gelten, ist zunächst herauszuarbeiten, dass Dublin-Überstellungen eine eigene 
grund- bzw. menschenrechtliche Fallgruppe bilden, welche sich von sonstigen 
Abschiebungsfällen unterscheidet und eine besondere Untergruppe des Refou-
lement-Verbotes darstellt. Hierauf geht § 227 ein, nachdem zunächst erläutert 
wird, was Dublin-Überstellungen sind. Diese Arbeit betrachtet allein innereuro-
päische Überstellungen zwischen den am Dublin-System teilnehmenden Staa-
ten. Die in Art. 3 III Dublin-III-VO vorgesehene Konstellation – wonach auch 

25  Ähnlich Costello, Human Rights, S. 36.
26  Die deutschen Verwaltungsgerichte beziehen sich in ihren Entscheidungen zu Dublin-

Überstellungen insbesondere auf Art. 4 GRCh bzw. Art. 3 EMRK (vor allem i. V. m. § 60 V 
AufenthG), vgl. BVerwG, Beschl. v. 08.08.2018, 1 B 25.18, Rn. 6 ff. (juris); BVerwG, Beschl. 
v. 16.08.2018, 1 B 39.18, Rn. 6 ff. (juris); BVerwG, Beschl. v. 20.08.2018, 1 B 18.18, Rn. 6 ff. 
(juris). Auch das BVerfG geht bei Entscheidungen mit Bezug zum Dublin-System regelmäßig 
auf die Vorgaben von Art. 3 EMRK bzw. Art. 4 GRCh ein, vgl. z. B. BVerfG, Kammerbeschl. 
v. 08.05.2017, 2 BvR 157/17, insb. Rn. 15 f. (juris); BVerfG, Kammerbeschl. v. 10.10.2019, 
2 BvR 1380/19, insb. Rn. 15 f. (juris); BVerfG, Kammerbeschl. v. 07.10.2019, 2 BvR 721/19, 
insb. Rn. 19 ff. (juris).

27  Siehe § 2 auf S. 12 ff.
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eine Rück- bzw. Ausweisung in sichere Drittstaaten möglich ist – wird nicht 
thematisiert.

II.  Systematisierung des europäischen Grund- und Menschenrechtsschutzes  
hinsichtlich Dublin-Überstellungen

Anschließend wird der Frage nachgegangen, wie der europäische Grund- und 
Menschenrechtsschutz gegen Dublin-Überstellungen nach der EMRK und der 
GRCh konkret ausgestaltet ist. Der Schutz gegen Dublin-Überstellungen soll 
systematisiert, übergreifende Prinzipien identifiziert und Fallgruppen gebildet 
werden, die eine Einordnung neu aufkommender rechtlicher Fragestellungen 
in das bestehende Schutzsystem erleichtern. Dies ist insbesondere deshalb ent-
scheidend, weil es im Dublin-Kontext auf diverse unbestimmte Rechtsbegrif-
fe ankommt – z. B. unmenschliche und erniedrigende Behandlung oder syste-
mischer Mangel  – welche bislang nicht hinreichend inhaltlich bestimmt und 
rechtsdogmatisch eingeordnet wurden. Eine Systematisierung schafft zudem 
Transparenz und ermöglicht eine einheitliche Bewertung, welche Kriterien 
beim Schutz gegen Dublin-Überstellungen herangezogen werden können.

1.  Anwendung von Konventions- und Chartarechten 
auf Dublin-Überstellungen

Die „siamesischen Zwillinge“28 EMRK und GRCh sind die zentralen, in großen 
Teilen inhaltsgleichen Rechtsquellen des europäischen Grund- bzw. Menschen-
rechtsschutzes. Aus ihnen ergibt sich, in welchem Umfang Dublin-Überstellun-
gen überhaupt grund- bzw. menschenrechtlich überprüft werden können. § 329 
untersucht, ob Konvention und Charta prinzipiell auf Dublin-Überstellungen 
anwendbar sind. § 430 geht darauf ein, wie die grund- bzw. menschenrechtliche 
Verantwortlichkeit der an Dublin-Überstellungen beteiligten Staaten rechtlich 
begründet werden kann. Ist in dieser Arbeit von Grundrechten die Rede, so sind 
aufgrund des Fokus der Arbeit diejenigen der GRCh gemeint. Nationale Grund-
rechte, z. B. solche des deutschen Grundgesetzes, werden explizit als solche be-
zeichnet. Unter Menschenrechten werden – sofern nicht anders benannt – sol-
che der EMRK verstanden.

28  Grabenwarter, in: Grabenwarter/​Vranes, Kooperation der Gerichte, S. 35 (35). Zum 
Verhältnis von EMRK und GRCh siehe z. B. Eisner, Schrankenregelung, S. 120 ff.; Frenz, 
Handbuch Europarecht  IV, Rn. 32 ff.; Haratsch, Europarecht, Rn. 727 ff.; Heer-Reißmann, 
Letztentscheidungskompetenz, S. 243 ff.; Herdegen, Europarecht, § 3, Rn. 61 ff.; Oppermann/​
Classen/​Nettesheim, Europarecht, § 17, Rn. 38 ff.; Peters/​Altwicker, EMRK, S. 37 ff.; Schmidt, 
Grund- und Menschenrechte in Europa, S. 115 ff.; Schneiders, Grundrechte der EU, S. 119 ff.; 
Spiekermann, Beitritt der EU zur EMRK, S. 25 ff.; Streinz, Europarecht, § 10, Rn. 775 ff.; 
Szczekalla, in: Heselhaus/​Nowak, Handbuch, § 3, Rn. 1 ff.

29  Siehe § 3 auf S. 39 ff.
30  Siehe § 4 auf S. 52 ff.
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2.  Refoulement-Verbote in Dublin-Fällen aus Konventions-  
und Chartarechten

Die wichtigsten Grund- bzw. Menschenrechte im Dublin-Kontext sind Art. 3 
EMRK31 sowie Artt. 4, 19  II GRCh. Das in allen dreien enthaltene Verbot 
von Folter, unmenschlicher und erniedrigender Behandlung ist (neben dem 
die Würde des Menschen als unantastbar proklamierenden Art. 1 GRCh) ein 
Grundwert der Union und ihrer Mitgliedstaaten.32 Der Großteil der EGMR- 
bzw. EuGH-Urteile zu Dublin-Überstellungen bezieht sich auf diese Vorschrif-
ten; andere Normen werden in der Rechtsprechung (bislang) kaum herangezo-
gen.

§ 733 untersucht, ob Art. 3 EMRK sowie Artt. 4, 19 II GRCh auf Dublin-Über-
stellungen anwendbar sind und in welchem Verhältnis sie zueinanderstehen. In 
§ 834 wird anschließend ein spezifisches Refoulement-Verbot für Dublin-Fälle 
aus diesen Vorschriften herausgearbeitet. Hierbei werden die in Art. 3 EMRK 
sowie Artt. 4, 19 II GRCh enthaltenen unbestimmten Rechtsbegriffe ausgelegt. 
Die vergleichende Gegenüberstellung der Konventions- und Chartabestimmun-
gen klärt gleichzeitig, ob die wortlautgleichen Normen in ihrem Schutzstan-
dard voneinander abweichen und Lösungen für Rechtsprobleme auf die anderen 
Normen übertragbar sind. Untersucht wird allein die Rechtsfolge des Schutzes 
vor Dublin-Überstellungen (Refoulement-Verbot); andere mögliche Rechtsfol-
gen aus Art. 3 EMRK bzw. Artt. 4, 19 II GRCh35 bleiben außer Betracht.36 Ab-
schließend ermittelt § 937, ob und – wenn ja – welche weiteren Konventions- 
und Chartarechte auf Dublin-Überstellungen angewendet werden können.

3.  Auswertung der Rechtsprechung von EGMR und EuGH in Dublin-Fällen

Die beiden europäischen Gerichtshöfe EGMR und EuGH prägen entscheidend 
die Auslegung von Art. 3 EMRK sowie Artt. 4, 19 II GRCh.38 Indem diese Ar-

31  Vicini, EJLS 2015, 50 (58) nennt Art. 3 EMRK gar den „cornerstone“ des Schutzes von 
Asylsuchenden.

32  Vgl. EuGH, Urt. v. 05.04.2016, Rs. C-404/15 und C-659/15 PPU, Rn. 87 – Aranyosi.
33  Siehe § 7 auf S. 138 ff.
34  Siehe § 8 auf S. 167 ff.
35  Beispielsweise die Gewährung von Aufenthalt oder die Einreisegewährung, siehe dazu 

Maaßen, Rechtsstellung Asylbewerber, S. 114 ff.
36  Auch nicht behandelt wird die Durchsetzung der Einhaltung von Überstellungsver-

boten, siehe dazu z. B. Alleweldt, Schutz vor Abschiebung, S. 169.
37  Siehe § 9 auf S. 242 ff.
38  Die Rechtsprechung nationaler Verwaltungsgerichte zu Dublin-Überstellungen sowie 

die Rezeption der EuGH- und EGMR-Rechtsprechung in den EU-Mitgliedstaaten werden 
in dieser Arbeit nicht analysiert. Auch die Rechtsprechung des BVerfG wird nicht im Ein-
zelnen hinzugezogen. Das BVerfG prüft bzgl. Dublin-Überstellungen vor allem anhand von 
Art. 19 IV 1 GG  i. V. m. Art. 2 II, 1, 2 GG, ob die Verwaltungsgerichte eine zureichende Sach-
aufklärung hinsichtlich der Lage im aufnehmenden Staat vorgenommen haben. Dabei geht 
es auch auf die Vorgaben von Art. 3 EMRK bzw. Art. 4 GRCh ein, vgl. z. B. BVerfG, Kam-
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beit ihre Rechtsprechung in Dublin-Fällen auswertet, beantwortet sie auch im-
plizit die Frage, ob beide europäischen Gerichtshöfe ein übereinstimmendes 
Verständnis der wortlautgleichen Vorschriften Art. 3 EMRK und Art. 4 GRCh 
haben oder ob diesbezüglich Differenzen bestehen. Die beiden europäischen 
Gerichtshöfe nehmen in ihrer Rechtsprechung zunehmend gegenseitig auf-
einander Bezug39; zu offenen materiellen Divergenzen ist es bislang kaum ge-
kommen40.41 Indem geklärt wird, ob dies auch im Dublin-Kontext der Fall ist, 
liefert diese Arbeit ein weiteres Puzzleteil zum Verständnis des Verhältnisses 
von EGMR und EuGH.

merbeschl. v. 08.05.2017, 2  BvR 157/17, insb. Rn. 16 (juris); BVerfG, Kammerbeschl. v. 
10.10.2019, 2 BvR 1380/19, insb. Rn. 14 ff. (juris). Prüfen die Fachgerichte das Risiko einer 
Art. 4 GRCh widersprechenden Behandlung im aufnehmenden Dublin-Staat nicht ausrei-
chend, kommt zudem eine Verletzung des Willkürverbotes aus Art. 3 I GG in Betracht, vgl. 
z. B. BVerfG, Kammerbeschl. v. 07.10.2019, 2  BvR 721/19, insb. Rn. 17 ff. (juris). Ob das 
BVerfG zukünftig die GRCh selbst als Prüfungsmaßstab heranzieht, bleibt abzuwarten. Diese 
Möglichkeit hat es sich in der Entscheidung BVerfG, Beschl. v. 06.11.2019, 1 BvR 276/17, 
Rn. 42 ff. (juris) – Recht auf Vergessen II zumindest eröffnet. Sollte dies so kommen, würden 
der EuGH bzw. der EGMR aber weiterhin die wesentlichen materiellen Vorgaben zur Aus-
legung der GRCh bzw. EMRK machen.

39  De Baere, KU Leuven Working Paper No. 118, S. 7; Gebauer, Parallele Schutzsyste-
me, S. 340 ff.; Grabenwarter, in: Grabenwarter/​Vranes, Kooperation der Gerichte, S. 35 (36 
m. w. N.); Heer-Reißmann, Letztentscheidungskompetenz, S. 205 ff.; Schmidt, Grund- und 
Menschenrechte in Europa, S. 102 m. w. N. So berücksichtigt der EuGH in seiner Rechtspre-
chung bei der Auslegung der GRCh die Rechtsprechung des EGMR zu den entsprechenden 
EMRK-Bestimmungen, vgl. Schlussanträge der Generalanwältin v. 22.11.2011, Rs. C-411/10, 
Rn. 146 f. – N. S.; Thym, NVwZ 2018, 609 (610 m. w. N.); Weiß, EuZW 2013, 287 (291). Eine 
Liste mit Fundstellen zu Bezügen des EGMR auf die GRCh findet sich bei Classen, in: Fest-
schrift Schwarze, S. 556 (570, Fn. 70).

40  Zu einem materiellen Divergenzfall ist es beispielsweise hinsichtlich der Frage gekom-
men, ob der Schutzbereich des Art. 8 EMRK auch juristische Personen sowie Büro- und Ge-
schäftsräume umfasst, vgl. dazu Alber/​Widmaier, EuGRZ 2000, 497 (503 f.); Frenz, Handbuch 
Europarecht IV, Rn. 92 ff.; Oppermann/​Classen/​Nettesheim, Europarecht, § 17, Rn. 38; Peters/​
Altwicker, EMRK, S. 39; Philippi, ZEuS 2000, 97 (107 ff.); Schmidt, Grund- und Menschen-
rechte in Europa, S. 99 ff.; Stieglitz, Allgemeine Lehren, S. 215 ff.

41  Siehe zum generellen Verhältnis der beiden europäischen Gerichtshöfe zueinander 
z. B. Alber/​Widmaier, EuGRZ 2000, 497 (500 ff.); Canor, ELRev 2000, 3 (3 ff.); Frenz, Hand-
buch Europarecht  IV, Rn. 90 ff.; Gebauer, Parallele Schutzsysteme, insb. S. 380 ff.; Graben-
warter, in: Grabenwarter/​Vranes, Kooperation der Gerichte, S. 35 (35 ff.); Haratsch, ZaöRV 
2006, 927 (927 ff.); Heer-Reißmann, Letztentscheidungskompetenz; Klein, in: Merten/​Papier, 
Handbuch Grundrechte Bd. VI/1, § 167, Rn. 1 ff.; Lorenzmeier, in: Becker u. a., Europäische 
Verfassung, S. 209 (209 ff.); Obwexer, in:  Grabenwarter/​Vranes, Kooperation der Gerichte, 
S. 45 (45 ff.); Oppermann/​Classen/​Nettesheim, Europarecht, § 17, Rn. 38 ff.; Peters/​Altwicker, 
EMRK, S. 38 f.; Philippi, ZEuS 2000, 97 (121 ff.); Scheeck, ZaöRV 2005, 837 (837 ff.); Schmidt, 
Grund- und Menschenrechte in Europa, S. 103 ff.; Schmidt, Gerichtssystem der EU, in: Schö-
bener, Europarecht, S. 389 (394 f. Rn. 1528 ff.); Schneiders, Grundrechte der EU, S. 259 ff.; 
Spiekermann, Beitritt der EU zur EMRK, S. 113 ff.; Spielmann, IWRZ 2017, 147 (147 ff.); 
Stieglitz, Allgemeine Lehren, S. 222 f.; Wiethoff, Verhältnis von EuGH und EGMR. Insbeson-
dere zum Verhältnis im Migrationsrechtskontext Ippolito/​Velluti, in: Dzehtsiarou u. a., Human 
rights, S. 156 (156 ff.); Lübbe, ZfMr 2016, 78 (78 ff.); Morano-Foadi, in: Morano-Foadi/​Vi-
ckers, Fundamental rights, S. 115 (115 ff.); Velluti, CEAS, S. 77 ff.
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Während der EGMR als „höchste[s] europäische[s] Gericht in Flüchtlings-
fragen“42 bzw. „refugee court“43 betitelt wird, ist der EuGH kein originäres 
Menschenrechtsgericht, sondern wurde vorrangig zur Auslegung des (zunächst 
vor allem wirtschaftspolitischen) damaligen Gemeinschaftsrechts gegründet.44 
Eine eigenständige Grundrechtsrechtsprechung entwickelte der EuGH vor allem 
im Zusammenhang mit der GRCh, die erstmals Grundrechte auf EU-Ebene ko-
difiziert und seit der Ratifizierung des Vertrages von Lissabon am 1. Dezember 
2009 rechtswirksam ist. Zu Grundrechtsfragen äußert sich der EuGH bislang 
jedoch nur selten und fokussiert sich vor allem auf die Auslegung von Richtlini-
en- und Verordnungsbestimmungen.45 Dies mag auch darin begründet liegen, 
dass der EuGH davon abhängig ist, dass ihm nationale Gerichte entsprechen-
de rechtliche Fragen vorlegen. Die Vorlagefragen betreffen nicht immer grund-
rechtssensible Bereiche und ermöglichen selten eine systematische und voll-
ständige Prüfung eines Chartarechts. Der EuGH äußert sich zu Grundrechten 
insbesondere zur Stützung von Auslegungsergebnissen46; seltener sind Grund-
rechte ein eigener Gegenstand der Auslegung47. Auch wenn die Rolle eines sich 
mit Flucht und Asyl auseinandersetzenden Gerichtshofs für den EuGH neu ist48, 
wird dieser doch zunehmend als „refugee law court“ charakterisiert.49

42  Nußberger, in:  Iliopoulos-Strangas u. a., Migration, S. 179 (179); Nußberger, NVwZ 
2016, 815 (820).

43  Morano-Foadi, in:  Morano-Foadi/​Vickers, Fundamental rights, S. 115 (120); Velluti, 
CEAS, S. 77 ff. Alternativ „asylum court“, vgl. Bossuyt, ECLR 2012, 203 (203 ff.).

44  Grabenwarter, in:  Grabenwarter/​Vranes, Kooperation der Gerichte, S. 35 (43); Nuß-
berger, APuZ 2017, 28 (29).

45  Thym, DVBl 2018, 276 (281); Weiß, EuZW 2013, 287 (287). Thym, EuR 2018, 672 
(689 ff.) legt dar, dass der EuGH sich im Migrationskontext zumeist auf die Auslegung von Se-
kundärrecht beschränkt und das Primärrecht nicht in seine Argumentation einbezieht.

46  Siehe im Dublin-Kontext beispielsweise EuGH, Urt. v. 06.06.2013, Rs. C-648/11, 
Rn. 56 ff.  – M. A., B. T., D. A. (Verweis auf den 15.  Erwägungsgrund der Dublin-II-VO, 
welcher einen Einklang mit der GRCh fordert, und auf Art. 24  II GRCh); EuGH, Urt. v. 
18.12.2014, Rs. C-542/13, Rn. 38 ff.  – M’Bodj (bzgl. Art. 19  II GRCh und Art. 3 EMRK); 
EuGH, Urt. v. 18.12.2014, Rs. C-562/13, Rn. 45 ff.  – Abdida (bzgl. Artt. 47, 19  II GRCh); 
EuGH, Urt. v. 15.03.2017, Rs. C-528/15, Rn. 36 ff. – Al Chodor (bzgl. Art. 6 GRCh und Art. 5 
EMRK).

47  Fälle, in denen sich der EuGH im Dublin-Kontext zur Auslegung von Art. 4 GRCh äu-
ßert: EuGH, Urt. v. 21.12.2011, Rs. C-411/10 und C-493/10, insb. Rn. 86, 94, 106, 113 – N. S. 
u. a.; EuGH, Urt. v. 14.11.2013, Rs. C-4/11, Rn. 30, 36  – Puid; EuGH, Urt. v. 10.12.2013, 
Rs. C-394/12, insb. Rn. 60, 62  – Abdullahi; EuGH, Urt. v. 16.02.2017, Rs. C‑578/16 PPU, 
Rn. 55 ff.  – C. K. u. a.; EuGH, Urt. v. 26.07.2017, Rs. C-646/16, Rn. 101  – Jafari. Fälle, in 
denen sich der EuGH in anderem Kontext zur Auslegung von Art. 4 GRCh äußert: EuGH, 
Urt. v. 05.04.2016, Rs. C-404/15 und C-659/15 PPU, Rn. 84 ff. – Aranyosi (zum Europäischen 
Haftbefehl); EuGH, Urt. v. 07.03.2017, Rs. C-638/16 PPU, Rn. 45 – X und X; EuGH, Urt. v. 
25.07.2018, Rs. C-220/18 PPU, Rn. 57 ff. – ML (zum Europäischen Haftbefehl).

48  So Costello, Human Rights, S. 174.
49  So Costello, Human Rights, S. 174 und Velluti, CEAS, S. 77 ff. De Baere, KU Leuven 

Working Paper No. 118, S. 1 spricht vom EuGH als „asylum court“. Luft, Flüchtlingskrise, 
S. 49 schreibt, dass sich der EuGH in der europäischen Asyl- und Flüchtlingspolitik zu einem 
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III.  Bedeutung des Grundsatzes des gegenseitigen Vertrauens  
im Dublin-Kontext

In seiner neuen Rolle als „refugee law court“ zieht der EuGH in seinen Ent-
scheidungen zum Dublin-System immer wieder den sogenannten Grundsatz 
des gegenseitigen Vertrauens heran. Dieser verhältnismäßig neue Rechtsbegriff 
wurde von der Rechtswissenschaft noch nicht abschließend dogmatisch ein-
geordnet und wird vom EuGH stetig weiterentwickelt. Das daraus folgende, die 
EU-Mitgliedstaaten gegenseitig verpflichtende Vertrauen auf ein grundrechts-
konformes Handeln des anderen Staates muss widerlegt werden, damit eine 
grundrechtliche Prüfung überhaupt erfolgen darf.

Diese Arbeit ordnet den Vertrauensgrundsatz in § 550 als rechtliche Ver-
mutung ein, die nur ausnahmsweise unter „außergewöhnlichen Umständen“ 
eine grundrechtliche Prüfung eröffnet. Der darauffolgende § 651 erörtert, wie 
sich der Vertrauensgrundsatz auf den grund- und menschenrechtlichen Prü-
fungsumfang von Dublin-Überstellungen auswirkt und klärt insbesondere, 
welche Beschränkungen der Grundrechtsprüfung im Dublin-Kontext damit 
einhergehen. § 952 führt diese Aspekte zum Vertrauensgrundsatz mit der Unter-
suchung möglicher Refoulement-Verbote aus der EMRK bzw. GRCh zusam-
men. Dadurch wird ermittelt, was der zentrale Begriff „außergewöhnliche Um-
stände“ inhaltlich meint.

C.  Terminologie

Bevor auf die geschilderten Fragestellungen inhaltlich eingegangen wird, wer-
den im Folgenden einige in dieser Arbeit verwendete zentrale Begrifflichkeiten 
erläutert.

I.  Schutzsuchende

Die Abgrenzung zwischen den verschiedenen rechtlichen Status Flüchtling, 
Migrant bzw. Migrantin, Asylbewerber bzw. Asylbewerberin oder subsidiär 
Schutzsuchende ist vor allem für die Zuerkennung von Rechten und Pflich-
ten auf der nationalen Ebene relevant.53 Für den europarechtlichen Grund- und 
Menschenrechtsschutz – und damit auch für diese Arbeit – spielen diese Be-
griffe keine entscheidende Rolle. Auch wenn die europäischen Gerichtshöfe 
in ihren Urteilen zum Teil von „Flüchtlingen“, „Asylbewerbern“ oder „Asyl-

„Schlüsselakteur“ entwickelt habe. Siehe zur Rechtsprechung des EuGH in der Migrations-
politik Thym, EuR 2018, 672 (672 ff.).

50  Siehe § 5 auf S. 62 ff.
51  Siehe § 6 auf S. 107 ff.
52  Siehe § 9 auf S. 242 ff.
53  Siehe dazu z. B. Tiedemann, Flüchtlingsrecht, S. 33 ff.
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suchenden“ sprechen54, kann dem Kontext der Entscheidungen entnommen 
werden, dass sie damit nicht nur Personen der jeweiligen rechtlichen Status-
gruppe meinen, sondern allgemein Menschen, die aus ihren Heimatländern ge-
flohen sind und in Europa Schutz suchen.

Als Oberbegriff verwendet diese Arbeit daher den Terminus Schutzsuchende 
bzw. Schutzsuchender.55 Dieser Begriff umfasst alle Personen, die in Europa in-
ternationalen Schutz (Asyl oder subsidiären Schutz) suchen, sich für ein Bleibe-
recht also auf Schutzvorschriften des Völker-, Europa- oder nationalen Rechts 
berufen. Auf den konkreten (national-)rechtlichen Status der Person kommt es 
dabei nicht an. Spezielle statusrechtliche Begriffe werden in dieser Arbeit allein 
dann verwendet, wenn es auf den genauen Rechtsstatus einer Person ankommt 
oder eine Quelle zitiert wird, die diesen Begriff nennt. Zum besseren Verständ-
nis werden im Folgenden die wichtigsten Begriffe kurz erläutert:

–	 Als Flüchtling im Sinne des Art. 1 A GFK gilt eine Person, die begründete 
Furcht vor individueller Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationali-
tät, politischen Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia-
len Gruppe hat.56

–	 Subsidiär schutzberechtigt sind hingegen Personen, denen eine „ernsthaf-
te individuelle Bedrohung“ ihres Lebens oder ihrer Unversehrtheit infolge 
„willkürlicher Gewalt“ droht. Betroffen sind davon insbesondere (Bürger-)
Kriegsflüchtlinge; nicht jedoch Personen, die allein aus wirtschaftlichen 
Gründen ihr Heimatland verlassen haben (sogenannte Wirtschaftsflüchtlin-
ge).57 Es handelt sich also vor allem um Personen, die nicht dem Flüchtlings-
begriff der GFK unterfallen, sich aber in einer flüchtlingsähnlichen Situation 
befinden.58

54  Vgl. beispielsweise EGMR, Urt. v. 21.01.2011, Rs. 30696/09, Rn. 250 ff.  – M. S. S.; 
EGMR, Urt. v. 04.11.2014, Rs. 29217/12, Rn. 111 ff. – Tarakhel; EuGH, Urt. v. 21.12.2011, 
Rs. C-411/10 und C-493/10, Rn. 80 ff. – N. S. u. a.; EuGH, Urt. v. 10.12.2013, Rs. C-394/12, 
Rn. 42 ff. – Abdullahi.

55  Der Begriff Schutzsuchende bzw. Schutzsuchender hat bereits Eingang in die deutsche 
Gesetzgebung gefunden, vgl. §§ 23 IV, 104 V AufenthG sowie § 6 AufenthV. Die Normen set-
zen das deutsche Programm zur „Neuansiedlung von Schutzsuchenden“ (sogenanntes Resett-
lement) um.

56  Siehe dazu eingehend Boeles u. a., European Migration Law, S. 297 ff.; Dörig, NVwZ 
2014, 106 (106 ff.); Dörig/​Langenfeld, NJW 2016, 1 (2); Markard, ZAR 2015, 56 (57 ff.); 
Müller, Zugehörigkeit, S. 25 ff.; Progin-Theuerkauf/​Egbuna-Joss, Europäisches Asylrecht, 
S. 11 ff.; Putzer, Asylrecht und Schutz bei Abschiebung und Ausweisung, in: Heißl, Menschen-
rechte, S. 441 (S. 447 ff., Rn. 14 ff.); Tiedemann, Flüchtlingsrecht, S. 39 ff.

57  Siehe zum Ganzen eingehend Boeles u. a., European Migration Law, S. 341 ff.; Dörig/​
Langenfeld, NJW 2016, 1 (3); Markard, ZAR 2015, 56 (58 f.); Tiedemann, Flüchtlingsrecht, 
S. 77 ff.

58  Boeles u. a., European Migration Law, S. 341.
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–	 Die Asylberechtigung ist ein rein nationaler Rechtsstatus, worunter politisch 
Verfolgte mit einem Anrecht auf Asyl fallen.59 Asylberechtigte Personen 
haben diesen Zustand bereits zuerkannt bekommen, während die Begriffe 
Asylantragsteller bzw. Asylantragstellerin sowie Asylbewerber bzw. Asyl-
bewerberin Personen umfassen, die zwar bereits einen Asylantrag gestellt 
haben, über den aber noch nicht abschließend entschieden wurde.60

Von Dublin-Überstellungen betroffen – und hier als Schutzsuchende bezeich-
net – sind vor allem Personen, die in einem Dublin-Staat einen Asylantrag ge-
stellt haben, über den noch nicht entschieden wurde. Denn bevor die nationalen 
Behörden die Voraussetzungen eines rechtlichen Status prüfen, klären sie zu-
nächst, ob sie für die Prüfung überhaupt zuständig sind. Dies ist nicht der Fall, 
wenn ein anderer Staat nach der Dublin-VO zuständig ist.61 Personen, die be-
reits in einem Dublin-Staat als schutzberechtigt anerkannt wurden, sind daher 
in der Regel nicht von Dublin-Überstellungen betroffen. Etwas anderes kommt 
nur dann in Betracht, wenn sie trotz anerkanntem Status in einen anderen Dub-
lin-Staat weiterziehen.

II.  Verschiedene Staatenbegriffe

Der Begriff Dublin-Staat meint in dieser Arbeit alle Staaten, die am Dublin-
System teilnehmen. Gemeint sind also die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sowie die durch Zusatzabkommen beteiligten Staaten Liechtenstein, 
Schweiz, Norwegen und Island62. Sind explizit allein die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union gemeint, so werden diese als EU-Mitgliedstaaten be-
zeichnet. Der Begriff „Mitgliedstaat“ ohne den Zusatz „EU-“ wird hingegen 
nur bei Zitierungen verwendet (dies gilt insbesondere für die Vorschriften der 
Dublin-VO sowie der GRCh und EuGH-Urteile). In Abgrenzung dazu werden 
die Mitgliedstaaten des Europarates als Vertrags- oder Konventionsstaaten be-
nannt.

Überstellender Staat ist der Staat, welcher eine Person nach den Regelungen 
der Dublin-VO an einen anderen Dublin-Staat überstellt. Aufnehmender Staat 
(auch Ziel- oder Verbringungsstaat) ist hingegen der Staat, der die von einer 
Dublin-Überstellung betroffene Person nach den Regelungen der Dublin-VO 
aufnimmt. Als Herkunftsstaat wird derjenige Staat bezeichnet, aus dem die be-
troffene Person ursprünglich stammt. Drittstaat ist ein Staat, in den eine Person 
gebracht wird, ohne dass es sich um ihren Herkunftsstaat handelt.

59  Siehe dazu eingehend Dörig/​Langenfeld, NJW 2016, 1 (2); Fontana, NVwZ 2016, 735 
(735 f.); Tiedemann, Flüchtlingsrecht, S. 66 ff.

60  Dörig/​Langenfeld, NJW 2016, 1 (2); Fontana, NVwZ 2016, 735 (735 f.).
61  Siehe dazu eingehend § 2 B. bis E. auf S. 21 ff.
62  Siehe dazu vertiefend § 2 B. III. auf S. 26 ff.
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III.  Gerichtshöfe

Der Europäische Gerichtshof in Luxemburg wird als EuGH abgekürzt oder sy-
nonym Gerichtshof genannt. In Dublin-Fällen ergehen EuGH-Entscheidungen 
in der Regel als Vorabentscheidungsverfahren im Sinne des Art. 267 AEUV63. 
Für diese ist der Gerichtshof zuständig (vgl. Art. 256 I, III AEUV, Art. 23 Sat-
zung-EuGH, Artt. 93–104 VerfO-EuGH). Auf die Unterscheidung zwischen 
dem Gerichtshof der Europäischen Union als Organ, dem Gerichtshof als 
Spruchkörper sowie dem Gericht (vgl. Art. 19 I EUV) kommt es in dieser Ar-
beit somit nicht an.64 Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte wird als 
EGMR oder synonym als Menschenrechtsgerichtshof bezeichnet. Sind sowohl 
der EuGH als auch der EGMR gemeint, wird von europäischen Gerichtshöfen 
gesprochen.

63  Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union in der Fassung des Vertrages von 
Lissabon v. 13.12.2007.

64  Siehe zur Unterscheidung dieser Begrifflichkeiten Oppermann/​Classen/​Nettesheim, Eu-
roparecht, § 5, Rn. 132 ff.; Schmidt, Gerichtssystem der EU, in: Schöbener, Europarecht, S. 389 
(390, Rn. 1505 ff.); Streinz, Europarecht, § 4, Rn. 413 ff.


